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Der Salafismus gilt sowohl in Deutschland wie auch auf internationaler Ebene als die zurzeil

dynamischste isiamistische Bewegung. Salafismus ist eine islamistische ldeologie, die sich

an den Vorstellungen der ersten Muslime und der islamischen Frühzeit orientiert' Ziel ist die

vollständige Umgöstaltung von Staat, Rechtsordnung und Gesellschaft nach einem

salafistischen Rögelwerk, das als ,,gottgewollte" Ordnung angesehen wird. ln der Konse-

quenz soll ein islJmischer ,,Gottesstaat" errichtet werden, in dem wesentliche in Deutschland

garantierle Grundrechte und Verfassungspositionen keine Geltung haben sollen.

in Niedersachsen befindet sich mit der lslamschule Braunschweig ein Zentrum des

salafistischen Bildungs- und Gelehrtennetzwerks. Unter der Leitung von Muhamed Ciftci

werden dort junge Mänschen - zumeist in Form des Online-studiums * an die salafistische

ldeologie herangeführt,

Die Mehrzahl der Salafisten in Deutschland sind nach Feststellung der Vedassungsschutz-
behörden keine Terroristen, sondern politische Salafisten. Andererseits sind fast alle in

Deutschland bisher identifizierten terroristischen Netzwerkstrukturen und Einzelpersonen

salafistisch geprägt bzw. haben sich im salafistischen Milieu entwickelt.

Die Aufdeckung von möglichen Verbrechen gegen das Grundgesetz mit salafistischen Hin-

tergrund ist Saihe der Slrafverfolgungs- sowie der Verfassungsschutzbehörden des Bundes

und der Länder. Die Kommunen irbeiten mit diesen Behörden, insbesondere auf der Grund-

lage der im Rahmen der Terrorismusbekämpfung seit 2OO0 neugeschaffenen gesetzlichen

Vorschriften vertrauensvoll zusam men.

Dieses vorausgeschickt wird die Anfrage wie folgt beantwortet:

1. lnwieweit war die Verwaltung in die Vorbereitungen der Razzia eingebunden
und hat die Verwaltung Einbiick in die Ergebnisse der Ermittlungsbehörden?

Die Verwaltung war nicht in die Vorbereitung der Razzia eingebunden. Sie hat keinen

Einblick in die Ergebnisse der Ermittlungsbehörden.

Z. Wie und in Zusammenarbeit mit wem (bspw, Rat der Muslime in Braunschweig)
leistet die Verwaltung Aufklärungsarbeit, um vor allem junge Menschen vor ei-
ner Radikalisierung durch die islamistischen Salafisten zu schützen?

Die Venvaltung engagierl sich im Rahmen der allgemeinen Jugendarbeit auch in

muslimischen Gemeinden. Der Kontakt zu den örtlichen Moscheen ist ein besonderes
Anliegen der Stadt.



',

Es ist nicht bekannt, inwieweit dabei zum. Salafismus neigende Jugendliche erreicht
werden, da diese sich im Allgemeinen von anderen gesellschaftlichen Einflüssen ab-
schotten.

Wie arbeitet die Verwaltung mit Polizei, lnnenministerium, Verfassungsschutz
u. a. zusammen, um mögliche Verbrechen gegen das Grundgesetz mit
salafistischem Hintergrund möglichst frühzeitig aufzudecken?

Die Kommunalveruraltung ist nicht originär für die Bekämpfung bzw. das Aufdecken
von Straftaten zuständig, Eine Zusammenarbeit ergibt sich daher aus spezialgesetzli-
chen Regelungen.

So hat die Veruualtung bei Vorliegen von Tatsachen, die darauf hindeuten, dass es

sich bei Vermögenswerten, im Zusammenhang mit einer Transaktion oder Ge-
schäftsbeziehung, um solche handelt, die im Zusammenhang mit Terrorismusfinan-
zierung stehen, dieses nach $ 14 GwG unverzüglich dem Bundeskriminalamt - Zent-
ralstetle für Verdachtsmeldungen - und der zuständigen Strafverfolgungsbehörde zu

melden.

Die Ausländerbehörde ist verpflichtet vor der Erteilung von Aufenthaltstiteln für Ange-

hörige bestimmter Staaten oder deren Einbürgerung die Polizei- und Sicherheitsbe-
hörden des Bundes und des Landes im Rahmen von Regelanfragen zu beteiligen
($ 73 Aufenthaltsgesetz, $ 1 1 StaatsangehÖrigkeitsgesetz)'

Weiter sind diese Behörden nach den jeweiligen Vorschriften (S$ 3, 4 Bundes- bzw'

Nds. Verfassungsschutzgesetz, $ 30 Nds. SOG, $ 29 Nds, Meldegesetz, $22 PassG,

,,g 24 PAuswG)befugt im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Einsicht in die hier ge-

führten Ausländer- und Einbürgerungsakten sowie die geführten Melde-, Pass- und

Personalausweisregister zu nehmen.

Neben diesen spezialgesetzlich bestehenden lnformationspflichten bzw. lnformations-

rechten bestehen allgemeine Pflichten zur Zusammenarbeit zwischen Veruraltungs-

behörden und der polizei gemäß $ 1 des Nds. Gesetzes über die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung (Nds. SOG). Danach haben Venvaltungsbehörden und Polizei ge-

meinsam die Aufgabe der Gefahrenabwehr,
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